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Die Vertretungsbeſugniß der Tinanzprocurgtur 
im adminiſtrativen Atreitverfahren. 
Eine Duplik. ) 
Herr Dr. Emanuel Adler hat unſeren in Nr. 4 dieſer Zeitſchrift 


enthaltenen Ausführungen gegenüber ſein ſcharfes Schwert nicht in der 


Scheide ruhen laſſen, ſondern, wie wohl vorauszuſehen war, den Kampf 
fortgeſetzt. Ich will ſeinem Beiſpiele folgen und, ohne zu glauben 
damit die ganze Frage nach allen Seiten zu erledigen, noch einiges zu 
Gunſten der von mir vertretenen Auffaſſung vorbringen. 

Die erſt nach Verfaſſung meines Aufſatzes publicirte Verordnung 
des Geſammtminiſteriums vom 9. März 1898, R. G. Bl. Nr. 41, 
betreffend die Dienſtesinſtruction für die k. k. Finanzprocuraturen hat 
allerdings grundſätzlich den Standpunkt des Herrn Dr. Adler acceptirt, 
indem fie in den SS 1 und 15 der Finanzprocuratur die Vertretung 
des Staatsvermögens und der demſelben gleichgehaltenen Fonde ze.) im 
Adminiſtrativverfahren zuwies. 8 
a Der einſchränlende Zuſatz im § 15: „in jenen Fällen, in welchen 
eine Intervention ſtaatlicher Behörden in der angedeuteten Richtung 
nach den geltenden geſetzlichen Beſtimmungen überhaupt zuläſſig erſcheint“, 
erweckt aber immerhin große Zweifel, ob das Geſammtminiſterium 
wirklich das Parteirecht des Staates in ſo weitem Umfange wie Herr 
Dr. Adler anerkeunt; es hätte ſich übrigens jedenfalls empfohlen, in 
dieſer notoriſch ſtreitigen Materie jene Fälle genau zu präciſiren. 
Vielleicht werden die in Al. 2 in Ausſicht geſtellten Vorſchriften über 
die Grundſätze, nach welchen ſeitens der verwaltenden, beziehungsweiſe 
beaufſichtigenden Behörde das Functioniren der Finanzprocuratur an⸗ 
zuregen ſein wird, helleres Licht verbreiten. 

Immer aber iſt dieſen Vorſchriften und auch der ganzen Ver— 
orduung vom 9. März 1898 nur jene Bedeutung nach außen  bei- 


) Vergl. den Aufſatz in Nr. 23 d. J. der Zeitſchrift. 
. ) Wie ſchon im erſten Aufſatze erwähnt wurde, kann die Frage der 
Stellung des Staates im Adminiſtrativproceſſe nicht blos in Anfehung der 
vermögensrechtlichen Intereſſen des Staates aufgeworfen werden, ſondern auch 
in betreff aller anderen Rechte desſelben. 
1 Aus den im folgenden erörterten Gründen wird allerdings auch in betreff 
dieſer Rechte ein Parteirecht des Staates nicht anzuerkennen ſein. 


zumeſſen, welche eben überhaupt der Verordnung zukommt, d. h. 
Privatparteien und der Verwaltungsgerichtshof werden ſich nicht abhalten 
laſſen, dieſelbe auf ihre Geſetzmäßigkeit zu kritiſiren. Die uns be⸗ 
ſchäftigende Frage iſt nämlich durchaus nicht nur eine ſolche der 
Behördenorganiſation, ſondern eine Frage des materiellen und formellen 
Verwaltungsrechtes, und als ſolche — kann behauptet werden — falle 
ſie in den Bereich der Legislative. Richtig iſt, daß die neue 
Dienſtesinſtruction im citirten § 15 die Finanzprocuratur von den 
Weiſungen der in der Sache competenten Verwaltungsbehörde abhängig 
erklärt, alſo ihr jede ſelbſtändige Action verſagt. Wenn in meinem 
früheren Aufſatze gewiſſe bedenkliche Folgerungen aus der unbe— 
ſchränkten Berechtigung der Finanzproenratur gezogen wurden, ſo iſt 
dies darauf zurückzuführen, daß Herr Dr. Adler jene Einſchränkung 
in feinem erſten Aufſatze nicht erwähnte. Jene aus der Stellung und 
der Machtfülle der Centralſtellen abgeleiteten Bedenken verſchwinden 
damit aber keineswegs. Die zur Verwaltung, beziehungsweiſe Aufſicht 
der betroffenen Vermögenſchaft berufene Verwaltungsbehörde ſoll den 


| enticheidenden Reſſortminiſter vor den Verwaltungsgerichtshof citiren 


können, und zwar ſelbſt dann, wenn ſie ihm unterſteht. 

Der Hinweis Herrn Dr. Adler's auf das Interordnungs- 
verhältniß der Finanzprocuraturen gegenüber dem Finanzminiſterium 
bietet ſogar Raum für die Vermuthung, daß er neben der zur Ver— 
waltung und Beaufſichtigung der Vermögenſchaft berufenen Adminiſtrativ⸗ 


behörde auch dem Finanzminiſterium ein völlig freies Recht vindiciren 


will, gegenüber anderen Centralſtellen die Rolle des Klägers zu ſpielen. 

Daß damit aber eine gänzliche Verſchiebung der bisherigen Grund⸗ 
ſätze über die Befugniſſe jedes Reſſortsminiſters eintreten würde, leuchtet 
von ſelbſt ein. 

Was nun aber die Hauptſache anbelangt, ob nach unſeren Geſetzen 
dem Staatsvermögen?) wirklich Parteirechte im Adminiſtrativſtreite zu— 
kommen, ſo daß deſſen geſetzlicher Vertreter in letzterem genau dieſelbe 
Poſition einnimmt, wie der in der Sache mitverfangene Staatsbürger, 
ſo verbleibt Herr Dr. Adler bei ſeiner Anſicht, daß unter dem „Jemand“ 
des § 2 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 16 ex 1876, 
wie jede andere juriſtiſche Perſon auch der Staat begriffen ſei, und ſucht 
hiefür auch Argumente aus den Motiven der ſeinerzeitigen Negierungs- 
vorlage und des Ausſchußberichtes zum citirten Geſetze zu gewinnen. In 
dieſer Beziehung darf wohl behauptet werden, daß alles Angeführte 
auch dann paßt, wenn man von unſerer Anſicht ausgeht. Die berufenen 
Stellen dieſer Geſetzesmaterialien beſchäftigen ſich gewiß nicht ex professo 


mit unſerer Streitfrage, ſondern beziehen ſich lediglich auf die Abgrenzung 


der objectiven Competenz des Verwaltungsgerichtshofes. Entſcheidend 
dagegen dünken uns die erläuternden Bemerkungen, mit welchen die 
ſtaatsgrundgeſetzlichen Beſtimmungen über die Schaffung der ganzen 
Inſtitution des Verwaltungsgerichtshofes von dem ſeinerzeitigen Ver⸗ 
ſaſſungsausſchuſſe des Abgeordnetenhauſes, aus deſſen Initiative der 
Geſetzesvorſchlag hervorging, begleitet wurden. 

Der diesfällige Bericht (abgedruckt in dem Werke: „Die neue Geſetz⸗ 


2) Vergl. Anmerkung ). 


gebung Oeſterreichs“, Manz, Wien 1868, S. 425 ff.) beſagt aber im 
Abſatz 12: 

„Ob eine Angelegenheit mittelſt Klage vor den ordentlichen Ge- 
richten anhängig zu machen oder ob ſie vor den Verwaltungsbehörden 
auszutragen ſei, beruht im Grunde auf dem für das conſtitutionelle 
Staatsrecht wichtigen Unterſchiede zwiſchen Geſetz und Verordnung. Je 
mehr das verfaſſungsmäßige Geſetzgebungsrecht ſich entwickelt und an⸗ 
erkannt wird, deſto dringender wird das Bedürfniß, die durch Geſetze 
feſtgeſtellten Privatrechte gegen das Verordnungs- Verwaltungs-) recht zu 
ſichern und gegen Ausſchreitungen desſelben dem Bürger Schutzmittel 
zu gewähren. Die Gleichſtellung des Gefetzes mit der Verordnung und 
die Forderung: der Verordnung, ſowie der Ausführung derſelben durch 
die Organe der Verwaltung ſich unbedingt zu unterwerfen und gegen 
allfällige Beeinträchtigungen der Pri vatrechte nur im Wege der Bitte 
Abhilfe zu ſuchen, ſind mit dem Rechtsſtaate unverträglich. Das Recht 
des Einzelnen darf dem Verordnungsrechte der Verwaltung nicht un— 
bedingt preisgegeben werden. 


ee Handelt es ſich um die beſtrittene Legalität einer admini⸗ 
ſtrativen Entſcheidung oder Verfügung, wodurch nach dem Geſetze über 


einander widerſtreitende Privatrechte erkannt wurde, fo muß dem Be⸗ 


nachtheiligten der ordentliche Rechtsweg gegen die andere Partei offen- 
ſtehen . . . . Es können ſich aber auch Fälle ergeben, wo eine admini— 
ſtrative Entſcheidung oder Verſügung das Privatrecht des Einzelnen 
aus öffentlichen Rückſichten berührt, oder wo die Ausführung einer Ver⸗ 
ordnung mit dieſer ſelbſt im Widerſpruche ſteht. Darf auch in ſolchen 
Fällen die Verwaltungsmaßregel ſelbſt kein Gegenſtand der gerichtlichen 
Cognition ſein, ſo muß doch dem Bürger ein Rechtsmittel gewahrt 
ſein, wodurch ohne Lähmung der Regierungsthäligkeit und ohne Ver— 
kümmerung ihrer Autorität der Fall der Beſchwerde einer unparteiiſchen 
und ſachkundigen Prüfung unterzogen wird. Dieſen Schutz gewährt die 
Inſtitution des Verwaltungsgerichtshofes.“ 

Deutlicher konnte das Princip, daß die Beſchwerde an den Ver— 
waltungsgerichtshof nur ein dem Staatsbürger zuſtehendes Rechtsmittel 
ſei, kaum mehr ausgeſprochen werden. 


Vergleicht man die Abſätze 1 und 2 des Art. 15 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 144, in ihrem 
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handeln. Oeffentlich-rechtliche Geſetze legen dem Staate finanzielle Leiſtungen 
auf und normiren viele ſeiner Einkünfte. Wenn in Handhabung dieſer 
Geſetze durch die Behörden dem Staate Unrecht geſchieht, ſo iſt eine 
Remedur hiegegen gewiß geboten, aber die Anrufung des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes iſt kein zuläſſiges Mittel hiefür. Die Abhilfe muß eine 
ſozuſagen interne ſein, durch Belehrung, Controle, Vorbehalt der 
Ueberprüfung von Entſcheidungen vor Hinausgabe derſelben an die Privat- 
partei ac. 


Trotz aller in dieſer Richtung angewendeten Vorſicht mögen noch 
immerhin Gefahren für das finanzielle Staatsintereffe beſtehen bleiben, 
da jede Behörde innerhalb ihrer Competenz nach außen ſelbſtändig vor- 
geht und daher durch eine unrichtige Entſcheidung ſelbſt einer unterge⸗ 
ordneten Behörde für den Staat großer Nachtheil erwachſen kann, zumal 
ein amtswegiges Eingreifen der Oberbehörden zum Nachtheile der Partei 
nicht zuläſſig iſt. 


Und dennoch haben ſich die oberſten Behörden ſeit Beſtand des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht veranlaßt gefunden, ausführende Verord— 
nungen zur Verwirklichung der von Dr. Adler — gewiß zur Hintanhaltung 
jener Nachtheile — gemachten Vorſchläge zu erlaſſen. Von denſelben hat 
nur das Miniſterium für Cultus und Unterricht von dem Geſetze vo m 
22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, Veranlaſſung genommen, 
eingehendere Weiſungen über die Behandlung in fein Reſſort gehöriger ad- 
miniſtrativer Streitſachen zu erlaſſen ), ohne jedoch die doch gewiß wichtige 
Anordnung aufzunehmen, daß jede den Staatsſchatz tangirende Entſcheidung 
oder Verſügung der Finanzprocuratur zuzuſtellen, der Begriff der Rechts— 
kraft auch gegenüber dieſer feſtzuhalten ſei ꝛe. Wer wollte in Abrede 
ſtellen, daß die Annahme des Principes der Parteiſtellung des Staates 
es unabweislich erheiſcht hätte, das ganze adminiſtrative Verfahren einer 
Regelung zu unterziehen, eine Adminiſtrativ-Proceßordnung zu ſchaffen. 
Statt deſſen haben alle anderen Centralbehörden einfach den status quo 
ante ſtillſchweigend aufrecht erhalten. 


So befremdlich dies Manchem klingen mag, in dem bis heute 


giltigen, durch das Geſetz vom 22. October 1875 gauz unberührt ge— 


Zuſammenhange — und dieſer Zuſammenhang ergibt ſich ſchon aus dem 


Worte „außerdem“, jo wird klar, daß der „Jemand“ des zweiten Alinea 
niemand anderer it, als die im Al. 1 e wähnten „Privatperſonen“, be- 
ziehungsweiſe eine Privatperſon. 


Der notoriſche geiſtige Urheber des Geſetzes uber den Verwaltungs— 
gerichtshof, Freiherr v. Lemayer, lehrt in ſeinen apologetiſchen Studien 
zur Verwaltungsgerichtsbarkeit, Wien 1895, S. 75: „Die Aufgabe der 
Inſtitufion der Verwaltungsgerichtsbarkeit reicht genau ſoweit, als durch 
das Geſetz dem Einzelnen gegenüber der Staatsgewalt Rechte irgend 


welcher Art ertheilt oder Verbindlichkeiten irgend welcher Art auferlegt 


ſind, wenn auch nur in der Weiſe, daß den Organen der Staatsgewalt 
ein beſtimmtes Verhalten gegen den Einzelnen activ oder paſſiv vorge— 


zeichnet iſt . . . . fie (die Staatsgewalt) kann daher auch im verwaltungs- | 


gerichtlichen Verfahren nie Kläger ſein, 
Geltendmachung der individuellen Rechtsſphäre wider 
die Staatsgewalt der Verwaltungsrechtsweg.“ Das principiell der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit zufallende Gebiet iſt: „der innerhalb der Ver— 
waltungsverhältniſſe und unmittelbar aus den Beziehungen des 
Einzelnen zu der öffentlichen Verwaltung ſich ergebende 
Streit um ein im öffentlichen Rechte gegründetes Befugniß oder eine 
daher abgeleitete Verbindlichkeit. Dieſes Streitverhältniß beſteht zwiſchen 
dem Einzelnen und der Staatsgewalt, welche in der Verwaltungsgerichts— 
barkeit wider ſich ſelbſt Recht zu ertheilen hat.“ 

Herr Dr. Adler müßte angeſichts dieſer das Weſen der ganzen 
Einrichtung klarſtellenden Beweisſtücke, um auf ſeiner Anſicht beharren 
zu können, geradezu zur Behauptung gelangen, das Staatsvermögen und 
was dem gleichkommt befinde ſich der Staatsgewalt gegenüber in der 
Poſition eines Privaten. So unzweifelhaft gewiß es nun aber iſt, daß 
der Fiscus Subject von Privatrechten fein kann, ebenſo unbeſtritten er- 


wohl aber beſteht zur 


ſcheint es, daß er gerade in vermögensrechtlicher Beziehung vorwiegend 


der öffentlichen Rechtsordnung angehört. Die Verwendung von Staats⸗ 
geldern, die Wahrung der finanziellen Intereſſen und Rechte des Staates 
iſt zum allergrößten Theile eine Verwaltungsaufgabe der ſtaatlichen Be— 
hörden, die hiebei nicht als Mandatare — im privatrechtlichen Sinne 


bliebenen Verfahren vor den Adminiſtrativbehörden iſt der Richter zugleich 
Vertreter des Staatsintereſſes. Herr Dr. Adler bezeichnet das Verfahren 
ſelbſt mit Recht als ein inquiſitoriſches, die Umgeſtaltung dieſes Verfahrens 
in ein durchwegs contradictoriſches kann nicht lediglich im Wege der 
Praxis vor ſich gehen, ſondern würde eine deutliche Geſetzesanordnung 
erfordern. Wie ſchon früher erwähnt, iſt in unſeren Gefetzen dafür vor- 


geſorgt, daß, wo die Reſſortbehörde nicht zugleich Finanzbehörde iſt, die- 


ſelbe mit der letzteren das Einvernehmen betreff des finanziellen Momentes 
zu pflegen hat, ja in gewiſſen Fällen an deren Zuſtimmung gebunden 
iſt. (Vgl. z. B. § 40 der Minifterialverordnung vom 19. Jänuer 1853, 
R. G. Bl. Nr. 10.) 


Die Einräumung der Parteirolle an das Staatsvermögen würde 
endlich auch dem Principe der Einheit des Staates und ſeiner Verwaltung 
widerſtreiten, kraft deſſen die Reſſorttheilung nicht eine ſelbſtändige Stellung, 
wie ſie die Gerichte einnehmen, mit ſich bringt, ſondern die Reſſorts 
nur als Glieder eines und desſelben Körpers erſcheinen, ſo daß ſie zu 
einander nicht in das Verhältniß proceſſualer Gegnerſchaft treten können. 
Der Verwaltungsgerichtshof hat die Begründung ſeiner Entſcheidung vom 
21. Juni 1897, Nr. 3940 ex 1896, allerdings nicht jo principiell ge- 
faßt, wie es den vorſtehenden Ausführungen entſprechen würde, allein 
wir glauben nicht zu irren, wenn wir annehmen, daß er — trotz der 
ſich ſtricte an die Verhältniſſe des conereten Falles anlehnenden Motivi— 
rung, von der von uns vertretenen Grundauffaſſung ſich leiten ließ. 


Allerdings liegen Entſcheidungen desſelben Gerichtshofes vor, in 
welchen unſere Frage unerörtert geblieben iſt. Das mag aber wohl 


darauf zurückzuführen ſein, daß in dieſen Fällen dieſelbe ſich nicht in 


ſolchem Maße zur Entſcheidung aufdrängte als diesmal. 


Jedenfalls wird wohl ſchon die nächſte Zukunft zeigen, ob der 
Verwaltungsgerichtshof die Beſchwerdelegitimation des Staates grundſätz⸗ 
lich auerkennt oder verwirft. J. v. Spaun. 


) Nur im Verordnungsblatte dieſes Miniſteriums kundgemacht, daher für 
dritte Perſonen nicht maßgebend. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Das Haftpflichtgeſetz vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, findet auch 

auf Straßenbahnen Anwendung. Bei Mangel der gehörigen Auf⸗ 

merkſamkeit auf Seite des Verunglückten iſt der Erſatzanſpruch aus⸗ 
geſchloſſen. 


Mit Klage de praes. 15. October 1895, Z. 183.407, begehrte 
Robert T. wider die protokollirte Firma „Dampftramwaygeſellſchaft vor- 
mals K. & Comp. in Wien“ das Erkenntniß, dieſelbe ſei ſchuldig, ihm: 
1. ein Schmerzensgeld im Betrage von 300 fl. und 2. an Verdienſt⸗ 
entgang einen Betrag von 9000 fl., eventuell am Ende jeder Woche 
einen Betrag von 11 fl. bis zu ſeinem Tode zu bezahlen und führte 
zur Begründung ſeines Klagebegehrens Folgendes an: Am Pfingſtſonntag 
den 13. Mai 1894, als der Kläger aus dem Gaſthausgarten des Her— 
mann D. in der Wienerſtraße Nr. 39 in Mauer hinaustrat und über 
die Straße gehen wollte, wurde er von einem dieſe Straße paſſirenden 
Zuge der geklagten Geſellſchaft erfaßt, zur Seite geſchleudert und erlitt 
eine ſchwere Verletzung der rechten Hand. Infolge dieſer Verletzung wurde 
ihm an demſelben Tage im St. Rochusſpitale in Penzing die rechte 
Hand amputirt. Da dieſer Verluſt durch eine Ereignung im Verkehr der 
Dampftramway herbeigeführt, und da dieſe Ereignung weder durch un— 
abwendbaren Zufall, noch durch eine unabwendbare Handlung einer dritten 
Perſon, dereu Verſchulden die Geſellſchaft nicht zu vertreten hätte, noch 
endlich durch Verſchulden des Klägers verurſacht wurde, ſo iſt der Kläger 
berechtigt, von der Tramwaygeſellſchaft eine Erſatzleiſtung in Gemäßhe it 
des Geſetzes vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, und des 8 1325 
a. b. G. B. zu verlangen. 

Das k. k Handelsgericht in Wien hat mit Urtheil vom 23. Fe⸗ 
bruar 1897, Z. 22.702, das Klagebegehren abgewieſen. Die Gründe 
beſagen in Weſenheit: Es kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß 
im vorliegenden Rechtsſtreite das Geſetz vom 5 März 1869, R. G. Bl. 
Nr. 27, Anwendung findet, da auch die Dampftramway mit Anwendung 
von Dampfkraft betrieben wird, und es gleichgiltig iſt, ob der Schtenen- 
ſtrang auf der gewöhnlichen Fahrſtraße oder abſeits davon ſich befindet. 
Es geht jedoch aus den Erhebungen mit vollſter Beſtimutheit hervor, 
daß das Perſonale der geklagten Geſellſchaft in keiner Weiſe ein Ver⸗ 
ſchulden trägt, vielmehr der Kläger ſelbſt durch ſeine Nachläſſigkeit den 
Unfall verurſacht hat, und ſomit auch keinen Anſpruch gegen die geklagte 
Geſellſchaft auf Schadenerſatz hat. Es mußte ſonach das Klagebegehren 
zur Gänze abgewieſen werden. 

Ueber Appellation des Klägers hat das k. k. Oberlandesgericht in 
Wien mit Urtheil vom 2. Juni 1897, Z. 3155, das erſtrichterliche 
Urtheil abgeändert und im Sinne des Klagebegehrens erkannt. In den 
Gründen wird ausgeführt: Gewiß iſt, daß die geklagte Geſellſchaft eine 
mit Anwendung von Dampfkraft betriebene Eiſenbahn iſt, denn ihre 
Wägen fahren auf eiſernen Schienenſträngen und die Fortbewegung der- 
ſelben wird durch Dampfkraft bewirkt. Feſt ſteht auch, daß die ſchwere 
körperliche Verletzung, welche Kläger am 13. Mai 1894 erlitt, durch 
eine Ereignung im Verkehre der geklagten Geſellſchaft herbeigeführt wurde, 
denn es iſt unbeſtritten, daß Kläger von der fahrenden Locomotive er— 
faßt und niedergeſtoßen und daß dem am Boden Liegenden die ausge— 
ſtreckte rechte Hand von dem Rade des erſten Perſonenwagens zerdrückt 
worden iſt. Das Geſetz vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, findet 
alſo auf den vorliegenden Fall unbeſtreitbar ſeine Anwendung. Nach 
dieſem Geſetze wird nun vermuthet, daß die vorbezeichnete, von fo ſchreck— 
lichen Folgen begleitete Ereignung durch ein Verſchulden der geklagten 
Geſellſchaft eingetreten iſt, und die geklagte Geſellſchaft hat dies Ver— 
ſchulden durch Leiſtung des geſetzlichen Erſatzes zu vertreten. Von dieſer 
Erſatzleiſtung würde ſich die geklagte Geſellſchaft nur dann befreit haben, 


wenn fie nachgewieſen hätte, daß die wiederholt erwähnte Ereignung durch 


Verſchulden des Geſchädigten ſelbſt verurſacht wurde 8 2, Abſ. 1 des 
Geſetzes vom 5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27). Dieſen Beweis hat 
aber die geklagte Geſellſchaft nach der Actenlage nicht erbracht. 

Ueber die Reviſionsbeſchwerde der geklagten Geſellſchaft hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit Urtheil vom 20. October 1897, 3. 11.962, 
das Urtheil des k. k. Oberlandesgerichtes abzuändern und jenes des 
k. k. Handelsgerichtes wieder herzuſtellen befunden. 

Gründe: Was zunächſt die Frage anbelangt, ob das Geſetz vom 
5. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, auch auf die mit Dampffraft be- 
triebenen Straßenbahnen Anwendung finde, ſo iſt dieſelbe zu bejahen, 
weil dies nicht nur dem Wortlaute des Geſetzes entſpricht, ſondern auch 
weil der Grund, aus welchem darin ſtrengere Beſtimmungen über die 


115 


Haftpflicht bei Ereignungen im Verkehre getroffen wurden, nämlich die 
mit dem Betriebe verbundene beſondere Gefahr für das Leben von 
Menſchen und die Schwierigkeit der Beweisführung bezüglich des Ver⸗ 
ſchuldens au Unglücksfällen bei Straßenbahnen ebenſowohl beſteht, als 
dies bei Eiſenbahnen mit einem befonderen Bahnbette der Fall iſt. Im 
Sinne des ebengedachten Geſetzes erſcheint nun die geklagte Geſellſchaft 
von der Haftung fir die Folgen der den Gegenſtand dieſes Rechtsſtreites 
bildenden Ereignung bei dem Umſtande, als hier weder ein unabwend— 
barer Zufall, noch eine unabwendbare Handlung einer dritten Perſon 
in Frage ſteht, nur dann und in jenem Maße befreit, als fie den Nach— 
weis erbringt, daß der Unglücksfall durch Verſchulden des Klägers ver- 
urſacht wurde. Es kommt daher zu unterſuchen, ob die geklagte Gejell- 
ſchaft dieſen Beweis erbracht hat. Der Kläger wurde, als er aus dem 
an dem Straßentrottoir liegenden Garten gekommen und nach Ueber⸗ 
ſchreitung des Trottoirs das Bahngeleiſe betreten hatte, von der Locomotive 
des von der Station Mauer hergekommenen Zuges erfaßt und hiedurch 
ſchwer beſchädigt. Aus dem gerichtlichen Augenſcheine geht nur hervor, 
daß er zwar von dem Gaſthausgarten und auch von der am Trottoir 
gelegenen Schwelle dieſes Gartens aus mit Rückſicht auf die im Garten 
befindlichen Bäume und Geſträuche das Bahngeleiſe nur auf eine ganz 
kurze Diſtanz überſehen konnte; es geht aber aus dem Angenſcheine auch 
hervor, daß er von dem Trottoir aus den Blick auf das Geleiſe auf 
eine Entfernung von 220 Schritten frei hatte. Dem ſteht nicht ent- 
gegen, wie das Oberlandesgericht meint, daß der Locomotivführer den 
Kläger erſt ſechs bis ſieben Schritte vor dem Zuge bemerkt hat, weil ja 
der Kläger nicht früher auf das Geleiſe gegangen war und daher aus 
dieſem Grunde von dem Locomotivführer nicht geſehen wurde und nicht 
geſehen werden konnte. Der Kläger hätte alſo das Herankommen des 
Zuges wahrnehmen müſſen, wenn er, be or er von dem Trotoir aus 
das Geleiſe betrat, auf dasſelbe, und zwar nur auf eine kurze Diſtanz 
geblickt hätte, wozu er umſomehr veranlaßt war, als er durch das vom 
Locomotivführer gegebene Glockenzeichen auf das Herankommen des Zuges 
aufmerkſam werden konnte. An welcher Stelle der Bahntrace bei der in 
Rede ſtehenden Fahrt das Glockenzeichen gegeben wurde, darüber haben 
ſich allerdings die Zeugen nicht übereinſtimmend geäuße ct. Allein aus 
dem Zuſammenhalte ihrer Ausſagen ergibt ſich, daß dieſe Glockenſignale 
zu einer Zeit gegeben wurden, wo der Kläger noch rechtzeitig das Betreten 
des Bahngeleiſes hätte unterlaſſen können, ohne von dem Zuge erfaßt 
zu werden. Der Locomotivführer Carl H. hat angegeben, daß er ſtets 


geläutet habe, ſo daß jeder, der nicht taub iſt, das Nahen des Zuges 


habe hören müſſen, und unter dem Ausdrucke „ſtets“ verſtehe er in 
kleinen Pauſen von 1—2 Secunden. Carl A., der ſich als Heizer auf 
der Locomotive befand, hat ausgeſagt, daß ſowohl bei der Abfahrt von 
der Station Mauer, als auch nachher bis zur Stelle, wo der Kläger 
verunglückt iſt, wiederholt nacheinander mit der Glocke das Warnungs⸗ 
ſignal gegeben wurde, jeder, der nicht taub iſt, müſſe es ſchon von der 
Leitengaſſe an gehört haben; der Zwiſchenraum von da bis zur Uufalls— 
ſtelle betrage etwa 20--25 Meter. Der Zeuge Carl S., der bei dem 
Zuge als Zugsführer mitgefahren war, hat beſtätigt, daß Carl H. ſowohl 
bei der Abfahrt von der Station Mauer, als auch nachher bis zur Un 
fallsſtelle wiederholt nacheinander das Warnungsſignal gegeben habe, doch 
könne er nicht augeben, wie groß jenes Zeitintervall war, welches zwiſchen 
der Abgabe des letzten Signales und dem Niederſtoßen des Klägers ge— 
legen war; die Abgabe des Signales ſei in kürzeren Zeitabſchnitten er- 


folgt, ungeführ jede Minute; ſo aufgefaßt könne mau das Läuten ein 


unausgeſetztes nennen. Mag immerhin die volle Glaubwürdigkeit des 
Zeugen Carl H. inſoferne im Zweifel ſtehen, als er als Locomotivführer 
für ſein etwaiges Verſchulden haftet, ſo ſteht doch den übrigen der ge— 
nannten Zeugen ein geſetzlicher Bedenklichkeiks- oder Verwecflichkeitsgrund 
nicht entgegen. Auf die Ausſage des Ludwig M. kann wohl wegen der 
nicht vollſtändigen Congruenz feiner Angaben bei feiner früheren Ver 
nehmung mit ſeinen ſpäteren Depoſitionen kein entſcheidendes Gewicht 
gelegt werden: allein auch aus feiner Ausſage ergibt ſich, daß mindeſtens 
40—50 Schritte vor der Unfallsſtelle geläutet wurde, und dieſes Signal 
konnte der Kläger gehört haben. Die Ausſagen der Zeuginnen Anna K. 
und Antonia F. aber bilden keinen Beweis dafür, daß erſt wenige 
Schritte vor der Unfallsſtelle geläutet worden ſei, weil dieſe beiden 
Zeuginnen, wie ſie beſtätigen, auf das Läuten nicht geachtet haben, wozu 
ſie auch keinen Anlaß hatten, weil ſie nicht daran dachten, das Geleiſe 


zu paſſiren. Mit Rückſicht auf das Ergebniß des Zeugenbeweiſes, alſo 


mit Bedacht darauf, daß im Strafrechtswege ein Verſchulden des Loco— 
motivführers nicht feſtgeſtellt wurde, kommt als bewieſen anzuſehen, daß 


das Warnungsſignal rechtzeitig gegeben worden iſt. Wenn nun der Kläger, 


der ſchon mit Rückſicht auf das Beſtehen des Geleiſes an die Möglich⸗ 
keit des Herankommens eines Zuges denken konnte und hiezu durch 
das entſprechend abgegebene Glockenzeichen veranlaßt wurde, dennoch, 
ohne ſich zu überzeugen, daß kein Zug komme, das Geleiſe zu einer Zeit 
betrat, wo der Zug nur mehr in geringer Entfernung war, fo fällt 
ihm ein Mangel gehöriger Aufmerkſamkeit in Sinne des § 1294 a. b. G. B. 
zur Laſt. Das Vorhandenſein dieſes Maßes von Aufmerk— 


ſamkeit iſt die nothwendige Vorausſetzung des Beſtan⸗ 
des einer auf nicht abgeſchloſſenen Wegen führenden 


Eiſenbahn. Ohne dieſe Vorausſetzung wäre die Verwendung ſolcher 
Wege zu einer Schienenbahn zumal mit Dampſbetrieb nicht geſtattet 
worden, weil es nach der Natur der Sache unmöglich iſt, eine mit 
normaler Geſchwindigkeit fahrende Locomotive ſofort zum Stehen zu bringen, 
wenn jemand, der ſich um deren Herannahen nicht kümmert, vor die— 
ſelbe hintritt. Der Betrieb ſolcher Bahnen iſt eben nur 
dann möglich, wenn bei dem Publicum vorausgeſetzt 


wird, daß es ſich bei dem Betreten der Schienen die Even- 


tualität des Herankommens eines Zuges vor Augen halte 
und daher auf das Glockenſignal achte. Der Kläger hat dies 
nicht geihan, er iſt daher an den ihm zugegangenen Unfalle ſelbſt ſchuld. 
Nach dem Geſetze erſcheint alſo die Haftpflicht der geklagten Geſellſchaft 
im Sinne des eingangs bezogenen Geſetzes ausgeſchloſſen und war dem— 
gemäß das Klagebegehren abzuweiſen. („Jur. Bl.“) 


ee e e 


Die öſterreichiſche Unfallverſicherung. Eine kritiſche Studie von | 


Ludwig Wokurek, Secretär der Arbeiter⸗Unfallverſicherung in Brünn. Leipzig 
und Wien, Franz Deuticke, 1898. 

Der Verfaſſer behandelt in acht Abſchnitten (109 Seiten) das Gebiet der 
Arbeiter⸗Unfallverſicherung: Umfang der Verſicherung, Organifation der Unfall— 


verſicherung, die verſicherten Leiſtungen, der Lohnliſtenzwang, Aufbringung der 


Mittel, die finanzielle Lage der Anſtalten, Beſichtigung der Betriebe durch Organe 
der Anſtalten, endlich Haftpflicht der Betriebsunternehmer. 

Wir vertreten die Anſchauung, daß jede Publication über dieſes wichtige 
Gebiet ſocialer Fürſorge zu begrüßen ſei, wenn ſie auch von einſeitiger Auffaſſung 
ausgeht. Die vorliegende Schrift, welcher eine volle Kenntniß der einſchlägigen 
Verhältniſſe und eine geſchickte Verwerthung der Ergebniſſe der Arbeiter-Unfall⸗ 
verſicherung zugeſtanden werden muß, iſt keine kritiſche Studie im eigentlichen 
Sinne, wir möchten ſie vielmehr eine Parteiſchrift nennen, eine Vertheidigung der 
Unfallverſicherungsanſtalten gegen die Angriffe, welchen die Anſtalten, ſowie die 
wichtigſten Grundſätze der Organiſation der Unfallverſicherung mehr minder aus⸗ 
gefetzt ſind. 

Dieſer Standpunkt, welcher aus der Stellung des Verfaſſers zu erklären 
iſt, beeinträchtigt durch die Ausfälle, die ſich auf alle Gegner der heutigen 
Organiſation erſtrecken, ja ſogar auf Einrichtungen, welche heute noch die gleichen 
Aufgaben neben der Unfallverſicherung beſorgen, den Werth der Publication. 

Es iſt wohl niemand darüber im Zweifel, daß der Mangel einer Invaliden-, 
beziehungsweiſe Alters⸗ und Witwenverſicherung für die Handhabung der Unfall— 
verſicherung, ſpeciell für die Thätigkeit der Schiedsgerichte viele Schwierigkeiten 
ſchafft, da es für die Arbeiter ja begreiflich nahe liegt, den Zuſammenhang einer 
Erkrankung oder eines Todesfalls mit einem gewerblichen Unfall anzuſtreben. Trotz⸗ 
dem werden die Bruderladen, welche alle Verſicherungszweige vereinigen, nach 
Mittheilung der ſocialdemokratiſchen Partei-Enunciationen vom Jahre 1896 
folgend apoſtrophirt: „Die Bruderladen ſind eben ein altehrwürdiges Möbelſtück 
in einer neuen modernen Zeit, deren Bedürfniſſen fie trotz aller Kunſtſtücke der 
Geſetzgebungen und Sanirungen nicht angepaßt werden können.“ 

Der Verfaſſer ſteht eben auf dem Standpunkte, daß die Unſallverſicherungs⸗ 
anſtalten, wie ſie heute organiſirt ſind, einwandfrei ſind, und tritt auch in dieſem 
Sinne jeder Kritik energiſch gegenüber. Auch die Schiedsgerichte, welche nicht ſelten 
in die Lage kommen, Entſcheidungen der Anſtalten zu corrigiren, kommen ſchlecht 
weg, fie ſollen eine Recursinſtanz vorgeſetzt erhalten. Ueber das geradezu bedenk⸗ 
liche Anwachſen der Inanſpruchnahme der Schiedsgerichte ſpricht der Verfaffer 
nicht. Eingehende Ausführungen ſind der Beſichtigung der Fabriken durch Be⸗ 
auftragte der Anſtalten gewidmet. Der Verfaſſer bemängelt es, daß in Oeſter⸗ 
reich hiefür nicht genügende geſetzliche Garantien geſchaffen ſind. Im Heranziehen 
deutſcher Verhältniſſe überſieht der Verfaſſer, daß die deutſchen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften in dieſer Richtung günſtigere Bedingungen bieten als die territorialen 


vieler heute noch ſtrittiger Fragen beizutragen. 
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daher den Anſtalten Techniker der verſchiedenſten Fachrichtungen zur Verfügung 


ſtehen. Auch hier (Seite 95) finden wir Ausführungen, die im Intereſſe fachlicher 


Darſtellung beſſer ausgeblieben wären, ſo: „woher den Herren die Wiſſenſchaft 
war, daß die durch eine allzu vorſichtige Geſezgebung im embryonalen Zuſtande 
um das Leben gekommenen Inſpectionsorgane der Anſtalten diefe nasoituri, wenn 
ſie das Licht der Welt erblickt hätten, ſo plauderhaft geweſen wären und als ihre 
erſte Beſchäftigung das Erzählen von Betriebsgeheimniſſen betrachtet hätten“. 
Derlei Ausführungen ſollten auch in einer kritiſchen Studie vermieden werden. 
Je objectiver eine Kritik, deſto wirkſamer wird ſie fein. 

Es iſt nicht richtig, all denjenigen, welchen die heutige Entwicklung der 
Unfallverſicherung Bedenken erregt, Mangel an Verſtändniß oder unlautere Motive 
zuzumuthen. Auch mit derartigen Redewendungen, wie vorne erwähnt, löst man 
große Fragen nicht. Wünſchenswerth iſt es vielmehr, daß alle, welche an der Frage 
intereſſirt ſind, mit Ernſt und Ruhe an jener Ausgeſtaltung arbeiten, welche 
dem heutigen, in vieler Richtung nicht befriedigenden Zuſtande ein Ende machen 
ſoll. Weil wir den guten Kern in der vorliegenden Schrift trotz der unſerem Ge: 
ſchmacke nicht zuſagenden polemiſchen Zugaben voll anerkennen, können wir die 
Schrift auch als einen ſolchen Beitrag begrüßen, der geeignet iſt, zur Klarſtellung 
Dr. Moriz Caſpaar. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Oberbergrath Wilh. Göbl zum Miniſterialrathe 
ad personam im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Eduard Gorecki in Lemberg 
den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Adminiſtrationsrathe der Forſt⸗ und Domänen⸗ 


direction in Innsbruck Dr. Alfons Edlen v. Eccher den Orden der eiſernen 


Krone III. Claſſe tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Dr. Joſef Ritter v. Grim m 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Anton Poſſelt⸗Cſorich 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Polizeirathe der Prager Polizeidirection Vincenz 
Piwak anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
bekleideten Director der Münzen, Medaillen⸗ und Antikenſammlung des Aller: 
höchſten Kaiſerhauſes Dr. Fdch. Kenner den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen und den Cuſtos Wendelin Boeheim zum Director der Waffen⸗ 
ſammlungen des Allerhöchſten Kaiſerhauſes ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Nikolaus Nardelli in Zara 
den Titel und Charakter eines Hoſrathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der Statthalterei in Brünn 
Joh. Kramer den Titel und Charalter eines Oberrechnungsrathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Oberpoſtcontroloren Julius v. Scheuchenſtuel 
und Anton Mülldorfer in Wien das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 


Erledigungen. 


Bezirkshauptmanns⸗, eventuell Statthalterei: Secretärs-, 
Bezirkscommiſſärs- und Statthalterei-Concipiſtenſtellen in Böhmen 
bis 20. Juni. (Amtsblatt Nr. 129.) 8 
Sanitäts⸗Concipiſtenſtelle mit der X. Rangsclaſſe bei der politiſchen 
Verwaltung in Kärnten bis 24. Juni. (Amtsblatt Nr. 129.) 

Concipiſtenſtelle mit 1000 fl. jährl. Gehalt, Quartiergeld von 200 fl., 
eventuell eine Conceptspraktikantenſtelle mit 900 fl. Adjutum jährl. bei 
der Stadtgemeinde Wr. Neuſtadt bis 1. Juli. (Amtsblatt Nr. 130.) 


EKititdimtichung. 
Deutlcher Juriſtenkag. 


Ich beehre mich, den in Oeſterreich⸗Ungarn domicilirenden P. J. Mitgliedern 
des Deutſchen Juriſtentages zur gefälligen Kenntniß zu bringen, daß die Ein⸗ 
ziehung der Jahresbeiträge per 6Mark = 3 fl. 60 kr., ſage drei Gulden ſechzig Kreuzer, 
per 1898 wie in den früheren Jahren in Wien durch einen beſonderen Boten 
und außerhalb Wiens mittels Poſtauftrages ſtattfinden wird. 

Wien, im Juni 1898. 


Dr. Richard Schleſinger, 
Vorſtand des Wiener Bureaus des Deutſchen Juriſtentages. 


Wien, I., Fleiſchmarkt 1. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 


Anſtalten, da es ſich doch um fachmänniſche Beſichtigung handelt. Es müßten | Bogen 47 und 48 der Erkenntniſſe 1897. 
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